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Sehr geehrte Frau Bundesministerin Leutheusser-Schnarrenberger, 





erlauben Sie, daß ich mich an Sie als die für die Aufarbeitung des in SBZ und DDR geschehenen Unrechts zuständige Bundesministerin wende, weil die Umsetzung der geltenden Gesetze durch die zuständigen Ämter zur Regelung offener Vermögensfragen selbst 20 Jahre seit Herstellung der Einheit Deutschlands in einer rechtsstaatlich nicht mehr vertretbaren Weise durchgeführt werden. Dazu möchte ich nachfolgend nur zwei schwerwiegende Mängel aufzeigen und Sie bitten, mir mitzuteilen, was Sie konkret unternehmen werden, diese zeitnah abzustellen, um eine sachgerechte, dem Grundgesetz und dem geltenden Recht entsprechende Aufarbeitung zu ermöglichen. 








I.





In den vergangenen Jahren sind zwar zahlreiche Anträge der Betroffenen bearbeitet worden. Ihnen ist aber bekannt, daß noch Tausende Verfahren nicht einmal bei der Ausgangsbehörde abgearbeitet sind. Immer wieder erhalten Betroffene die Antwort, mit einer Entscheidung sei auch in absehbarer Zeit nicht zu rechnen, weil noch umfangreiche Ermittlungen erforderlich seien. 





Dabei sind diese Verfahren inzwischen häufig nahezu 20 Jahre (!) anhängig. Diese lange Verfahrensdauer stellt eine schwerwiegende Verletzung des verfassungsrechtlich gewährleisteten Rechts auf effektiven Rechtsschutz dar, wie etwa der Thüringer Verfassungsgerichtshof bereits vor Jahren selbst für den Fall festgestellt hat, daß das Personal in den betroffenen Behörden abgebaut wurde. Der beschriebene Zustand ist zweifellos rechtsstaatlich völlig unhaltbar. Dies gilt insbesondere aufgrund des Umstandes, daß die zuständigen Behörden aktuell noch die schwersten Unrechtsfälle des NS-Unrechts und der großen Verfolgungsaktionen der stalinistisch geprägten Machthaber in der SBZ zu bearbeiten haben. Die Vorgänge liegen inzwischen lange Zeit zurück. Immer mehr Verfolgte versterben und erleben den Abschluß ihres Wiedergutmachungsverfahrens nicht mehr. In dieser Weise versagt der Rechtsstaat schwerwiegend und unentschuldbar. 





Grund für diese Zustände ist die Tatsache, daß die betroffenen Länder das zuständige Personal in den Ämtern und Landesämtern zur Regelung offener Vermögensfragen drastisch reduziert haben, obgleich die Vielzahl der noch zu bearbeitenden Fälle und deren Schwierigkeiten der Aufarbeitung hinlänglich bekannt sind. Ganz bewußt wird dort aber eine Verfahrensdauer bis nach 2020 in Kauf genommen. Im übrigen ist die Erledigung der NS-Schadensfälle bereits vor Jahren in die Zuständigkeit des Bundesamtes für zentrale Dienste und offene Vermögensfragen überführt worden, ohne daß dort aber dafür Sorge getragen worden wäre, daß ausreichendes Personal zur Bearbeitung des NS-Unrechts zur Verfügung steht. 





Dieser unhaltbare Befund läßt sich nur dadurch abstellen, daß umgehend zusätzliche Fachkräfte in allen betroffenen Behörden zur Bearbeitung der weiterhin unerledigten Verfolgungsfälle eingestellt wird. Ein solches Vorgehen ist schon aus Gründen der Glaubwürdigkeit des Rechtsstaates unerläßlich. Die Bundesrepublik Deutschland verliert andernfalls in zunehmenden Maße die Legitimation, sich als Rechtsstaat ausgeben, wenn sie es weiterhin duldet, daß durch eine über Jahrzehnte offenkundig unterbleibende Aufarbeitung schwersten Unrechts das Unrecht der Nationalsozialisten und der Stalinisten weiterhin fortwirkt. 





Bitte teilen Sie mir mit, was Sie konkret unternehmen, um die Situation in den betroffenen Ländern und bei dem Bundesamt für zentrale Dienste und für offene Vermögensfragen umgehend und effektiv zu verändern. 








II.





Im übrigen scheint es ständige Praxis der Ämter und Landesämter zur Regelung offener Vermögensfragen zu sein, von den Rechtsnachfolgern der unmittelbar geschädigten die Vorlage eines Erbscheins zu verlangen. Mit dieser Verfahrensweise versuchen sie, ihre Aufgabe, die Berechtigung i.S. von § 2 I 1 VermG rechtlich zu prüfen, auch dann auf die Antragsteller abzuwälzen, wenn diese sämtliche Unterlagen und Erklärungen vorgelegt haben, aufgrund derer ein Nachlaßgericht nach §§ 2354ff. BGB einen Erbschein zu erteilen hätte und die damit auch einem Amt oder Landesamt zur Regelung offener Vermögensfragen ohne weiteres erlauben, die Rechtsfrage der Erbfolge und damit der Berechtigung als Rechtsnachfolger des Geschädigten zu entscheiden. 





Durch die dargestellte Praxis der Ämter und Landesvermögensämter werden die Antragsteller entgegen geltendem Recht gehalten, ihrerseits einen Teil der Aufgaben dieser Behörden zu übernehmen, dazu einen Notar aufzusuchen und ein Nachlaßgericht einzuschalten, wenn ein Erbschein bislang nicht beantragt wurde, etwa weil der Geschädigte im Ausland verstorben ist. Dies ist nicht nur mit einem beträchtlichen Aufwand, der den inzwischen häufig sehr betagten Antragstellern schlicht nicht zumutbar ist, sondern auch mit nicht unerheblichen Kosten verbunden, die nur deshalb anfallen, weil sich die Ämter und Landesämter weigern, ihren gesetzlichen Aufgaben nachzukommen. 





Das sächsische Landesamt zur Regelung offener Vermögensfragen versucht, diese Praxis unter Berufung auf die Mitwirkungspflicht des Antragstellers nach § 31 I, 2. Alt. VermG, auf die Verweisung auf § 181 I BEG in § 31 Ic VermG und auf die wegen der Rechtsfolgen der Rückgabeentscheidung bestehenden Notwendigkeit einer hohen Richtigkeitsgewähr zu legitimieren. Im übrigen meint das Landesamt, der Gesetzgeber könne den Ämtern zur Regelung offener Vermögensfragen die Aufgabe der Prüfung der Erbfolge auch deshalb nicht übertragen haben, weil die vermögensrechtlichen Verfahren zeitnah erledigt werden sollten. All diese Überlegungen rechtfertigen die Verfahrensweise aber nicht einmal im Ansatz. Dazu sollen folgende kurze Hinweise genügen. Im übrigen darf ich auf meinen Beitrag in ZOV 2009, 270ff. verweisen.





Die Mitwirkungspflicht des Antragstellers nach § 31 I, 2. Alt. VermG erstreckt sich, ebenso wie diejenige nach allgemeinem Verwaltungsverfahrensrecht, ausschließlich auf die Beibringung von Tatsachen (vgl. nur Kallerhoff, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 7. Aufl., 2008, § 26, Rn. 44; Kopp/Ramsauer, VwVfG, 10. Aufl., 2008, § 26, Rn. 40; Herrmann, in: Bader/Ronellenfitsch, VwVfG, 2010, § 26, Rn. 37; völlig unstreitig), nicht aber auch auf die Vornahme rechtlicher Prüfungen, die nicht einmal vom Antragsteller durchgeführt werden können, sondern für die er die amtliche Tätigkeit anderer Organe der Staatsgewalt in Anspruch nehmen muß. Sie beziehen sich im übrigen auch nur auf die dem Antragsteller bekannten Tatsachen und Beweismittel (Nachweise wie zuvor), also nicht auch auf Urkunden, über die er überhaupt noch nicht verfügt, sondern deren Errichtung er erst noch gegenüber einem Dritten beantragen müßte. Liegen der Behörde sämtliche Urkunden und Erklärungen vor, welche die rechtliche Prüfung der Erbfolge nach Maßgabe der §§ 2354ff. BGB ermöglichen, dann steht nur eine reine Rechtsprüfung aus, die niemals Gegenstand der Mitwirkungspflicht eines Antragstellers, sondern immer Aufgabe der Behörde ist. Diese nach allgemeinem Verwaltungsverfahrensrecht bestehende Aufgabenverteilung zwischen der Amtsermittlung und Rechtsprüfung der Behörde und der Mitwirkungslast des Antragstellers gilt in gleicher Weise auch nach § 31 I VermG für das vermögensrechtliche Verfahren i.S. von §§ 30ff. VermG. 





Nichts anderes ergibt sich aus § 31 Ic VermG, der ohnehin nur einen Sonderfall regelt. Soweit diese Norm auch auf § 181 I BEG verweist, wonach im Entschädigungsverfahren nach dem BEG von der Vorlage eines Erbscheins abgesehen werden soll, wenn die Erbberechtigung auch ohne Vorlage eines Erbscheins nachweisbar ist, ist dazu folgendes zu berücksichtigen: § 181 I BEG erklärt sich allein aus dem Umstand, daß die ursprüngliche Fassung des Bundesentschädigungsgesetzes zum Nachweis der Berechtigung in § 86 II 1 BEG a.F. ausdrücklich die Vorlage eines Erbscheins vorgeschrieben hat. § 181 I BEG stellt damit lediglich klar, daß der Gesetzgeber an dieser vom Amtsermittlungsgrundsatz abweichenden Fassung nicht mehr festhält. Im übrigen wäre es durch nichts zu rechtfertigen, wenn dem Gesetzgeber unterstellt wird, er sei in den Fällen des § 31 Ic VermG davon ausgangen, daß sich der Nachweis der Berechtigung auch ohne Erbschein erbringen läßt, daß er das Gegenteil aber in Fällen kommunistischen Unrechts annehme, ohne daß sich dafür auch nur im Ansatz eine gesetzliche Regelung findet. Eine Beschränkung der Amtsermittlungspflicht durch das Erfordernis der Vorlage eines Erbscheins durch den Antragsteller, kennt nach § 35 I GBO nur das Grundbuchverfahren. Dessen Grundsätze gelten im vermögensrechtlichen Verfahren aber erkennbar nicht. 





Es ist zwar zutreffend, daß die rechtliche Prüfung der Erbfolge als Vorfrage der Berechtigung i.S. von § 2 I 1 VermG sorgfältig zu prüfen ist. Insofern aber ist es allein Aufgabe der Ämter und Landesämter zur Regelung offener Vermögensfragen, juristisch hinreichend geschultes Personal zu beschäftigen, das in der Lage ist, erbrechtliche Rechtsfragen zuverlässig zu klären. Daß dem möglicherweise nicht hinreichend nachgekommen ist, darf nicht auf dem Rücken der Antragsteller ausgetragen werden. 





Die Ausrede schließlich, der Gesetzgeber habe dem Antragsteller die Last auferlegt, einen Erbschein vorzulegen, um ein zügiges vermögensrechtliches Verfahren zu ermöglichen, spricht angesichts einer inzwischen nahezu 20jährigen Verfahrensdauer ohnehin für sich, gibt im übrigen aber nur auch wirklich gar nichts für eine solche Aufgabenverteilung zu Lasten des Antragstellers her. 





Diesen wenigen Andeutungen mögen Sie entnehmen, daß die Ämter und Landesämter Antragsteller ohne Rechtsgrundlage abverlangen, Erbscheine vorzulegen, weil diesen andernfalls mit der Ablehnung des Rückgabe- oder Entschädigungsantrages gedroht wird. Diese Verfahrensweise muß daher umgehend eingestellt werden. Insofern darf ich Sie bitten, die Ämter und Landesämter auf die geltende Rechtslage in geeigneter Weise hinzuweisen und damit dafür Sorge zu tragen, daß sie ihrer Aufgabe nachkommen, die Berechtigung der Antragsteller festzustellen, sobald diese die nach §§ 2354ff. BGB erforderlichen Urkunden und Erklärungen beigebracht haben, welche den Nachweis der Erbfolge erbringen. Auch insofern darf ich Sie bitten, mir mitzuteilen, wie dies geschieht. 





Für Ihre Bemühungen, die dazu dienen, einige offenkundigen und schwerwiegenden Mängel bei der Aufarbeitung nationalsozialistischen und kommunistischen Unrechts durch die Ämter zur Regelung offener Vermögensfragen abzustellen, danke ich Ihnen bereits im voraus. Sie sollen auch in eine von mir geplante Publikation angesichts des 20. Jahrestages der deutschen Wiedervereinigung einfließen, in welcher der Nachweis erbracht wird, daß der Rechtsstaat bei der Aufarbeitung des kommunistischen Unrechts bislang erneut derart umfassend versagt hat wie bei der Aufarbeitung des NS-Unrechts und dies trotz grundsätzlich dem Unrecht weitgehend entsprechender Gesetze.





Mit freundlichen Grüßen 








        (Rechtsanwalt)








P.S.: Da die in diesem Schreiben angesprochenen Vorgänge zahlreiche Personen interessieren, habe ich es auch an einige Interessierte zur Kenntnisnahme weitergeleitet. 
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